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1 Einleitung 

 

„Das haut uns die Füße weg“, äußerte Heinz-Lothar Theel, Geschäftsführer 

des Landkreistages Sachsen-Anhalt, nachdem das Oberverwaltungsgericht 

Sachsen-Anhalt am 12. Dezember 2023 die Zulassung zur Berufung gegen 

die Urteile des Verwaltungsgerichtes Halle vom 28. Juni 2023 ablehnte. Hin-

tergrund war, dass einige der kreisangehörigen Gemeinden des Landkrei-

ses Mansfeld-Südharz gegen die Festsetzung der Kreisumlage geklagt hat-

ten und damit beim Verwaltungsgericht Halle Erfolg hatten. Die Ablehnung 

der Zulassung zur Berufung hatte dabei für den Landkreis Mansfeld-Süd-

harz Rückzahlungen aus Vorjahren und eine Senkung der Kreisumlage in 

den Jahren 2023 und 2024 mit einer Gesamtsumme von 157 Millionen Euro 

zur Folge. Dies führte für den Landkreis Mansfeld-Südharz zu einer solch 

dramatischen Haushaltslage, dass eine Beantragung von Mitteln aus dem 

Ausgleichsstock des FAG LSA erforderlich wurde.1 Solche Klageverfahren 

gegen die Kreisumlage und die Folgen daraus sind keine Einzelfälle. Im 

Land Sachsen-Anhalt ist die Kreisumlage ein interkommunales Konflikt-

thema geworden. Durch ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes im Ja-

nuar 2013 wurden grundlegende Anforderungen an die Erhebung der 

Kreisumlage herausgestellt.2 Eine Erhebung muss demnach unter Beach-

tung der verfassungsgebotenen Anforderungen des Art. 28 Abs. 2 GG er-

folgen. Seitdem wurden die Anforderungen aufgrund fehlender landesge-

setzlicher Regelungen stetig durch die gerichtliche Rechtsprechung auf 

Grundlage des Art. 28 Abs. 2 GG erweitert. Dies führte zu diversen Proble-

men mit der Festsetzung der Kreisumlage und zu Unsicherheiten im kom-

munalen Raum. Das Land Sachsen-Anhalt reagierte 2025 auf diese Prob-

leme und änderte den § 99 Abs. 3 KVG LSA durch das Gesetz vom 

 
1 Vgl. Dpa: Landkreise schlagen nach Finanz-Entscheidung Alarm, in: Volksstimme, 19.12.2023, https://www.-
volksstimme.de/panorama/landkreise-schlagen-nach-finanz-entscheidung-alarm-3752046. (abgerufen am 
20.09.2025, 16:31). 
2 Vgl. BVerwG, Urteil vom 31.01.2013 – 8 C 1.12. 

https://www.volksstimme.de/panorama/landkreise-schlagen-nach-finanz-entscheidung-alarm-3752046
https://www.volksstimme.de/panorama/landkreise-schlagen-nach-finanz-entscheidung-alarm-3752046
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26. Juni 2025.3 Die Ankündigung dieser Gesetzesänderung sorgte bei vie-

len Landkreisen zunächst für einen Lichtblick, da bis zu diesem Zeitpunkt 

keines der von den Landkreisen entwickelten Verfahren zur Abwägung des 

Kreisumlagehebesatzes der gerichtlichen Rechtsprechung standgehalten 

hatte. „Das mühselige und streitbefangene Interpretieren zahlreicher Urteile 

aus der Rechtsprechung durch die Kreistage würde entfallen", äußerte der 

Landrat des Landkreises Mansfeld-Südharz, André Schröder, nach der An-

kündigung der beabsichtigten Gesetzesänderung.4 Inwieweit die Änderun-

gen des § 99 Abs. 3 KVG LSA eine rechtssichere Festsetzung der Kreisum-

lage ermöglichen, ist jedoch noch nicht geklärt. Ziel dieser Arbeit ist es da-

her, zu prüfen, ob die Änderungen des § 99 Abs. 3 KVG LSA unter Beach-

tung der Anforderungen der geltenden gerichtlichen Rechtsprechung sowie 

der Vorgaben des Grundgesetzes, insbesondere der Anforderungen aus 

Art. 28 Abs. 2 GG, eine rechtssichere Festsetzung der Kreisumlage ermög-

lichen. Dabei werden sowohl die verfassungsrechtlichen als auch die lan-

desrechtlichen Anforderungen sowie die gerichtliche Rechtsprechung zur 

Festsetzung der Kreisumlage aufgegriffen und beleuchtet.

 
3 Vgl. Viertes Gesetz zur Änderung des Kommunalverfassungsgesetz, in: Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Sachsen-Anhalt (GVBl. LSA), Nummer 7/2025, S. 410, ausgegeben am 07. Juli 2025. 
4 Salpius, Daniel: Kritik an Gesetz zu Kommunalfinanzen: „Dann gelten weniger Gemeinden als unterfinanziert“, 
in: MDR, 28.03.2025, https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/geld-haushalt-kommunalfinanzen-kritik-
100.html. (abgerufen am 20.09.2025, 16:48). 

https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/geld-haushalt-kommunalfinanzen-kritik-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/geld-haushalt-kommunalfinanzen-kritik-100.html
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2 Grundlagen der Kreisumlage 

 

Die Kreisumlage stellt eine der wichtigsten Finanzierungsquellen der Land-

kreise dar und bildet somit den Ausgangspunkt für die weiteren Betrachtun-

gen in dieser Arbeit. Um die Rahmenbedingungen für die Ermittlung der 

Kreisumlage nachvollziehen zu können, ist zunächst eine Betrachtung des 

Begriffs, der Funktion und der verfassungs- und landesrechtlichen Grund-

lagen der Kreisumlage erforderlich. In diesem Kapitel wird daher die Basis 

für die anschließende Darstellung der Ermittlungsmethoden und der daraus 

folgenden Analyse geschaffen. 

 

2.1 Der Begriff und die Funktion der Kreisumlage 

 

Die Kreisumlage ist ein Instrument des kommunalen Finanzausgleichs.5 

Ziel des kommunalen Finanzausgleichs ist es, die unterschiedliche Finanz-

kraft der Kommunen auszugleichen und eine eigenverantwortliche Aufga-

benwahrnehmung sicherzustellen. Dabei wird zwischen dem vertikalen und 

dem horizontalen Finanzausgleich unterschieden. Der vertikale Finanzaus-

gleich betrifft das finanzielle Verhältnis zwischen dem Land und den Kom-

munen, während der horizontale Finanzausgleich auf eine Umverteilung 

zwischen den Kommunen abzielt.6 Die Kreisumlage bezieht sich auf das 

finanzielle Verhältnis zwischen den kreisangehörigen Gemeinden und dem 

Landkreis.7 Da sowohl Gemeinden, Verbandsgemeinden als auch Land-

kreise Kommunen darstellen, bildet die Kreisumlage ein Instrument des ho-

rizontalen Finanzausgleichs, das die zwischengemeindliche Umverteilung 

 
5 Vgl. § 19 (Abschnitt 2 – Zwischengemeindlicher Finanzausgleich) Finanzausgleichsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (FAG LSA) vom 20. März 2024 (GVBl. LSA S. 34, 35), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 25. 
Februar 2025 (GVBl. LSA S. 374).  
6 Vgl. Heller, Robert F.: Haushaltsgrundsätze für Bund, Länder und Gemeinden: Handbuch zum Management der 
öffentlichen Finanzen, 2. Auflage, R. v. Decker, 26.01.2010, S. 93, Rn. 274–275. 
7 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz 
- KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2025 (GVBl. LSA 
S. 410). 
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von Finanzmitteln regelt.8 Die Funktion der Kreisumlage liegt darin, die un-

terschiedliche Finanzkraft der Kommunen untereinander auszugleichen. 

Als Umlage stellt die Kreisumlage eine hoheitlich auferlegte Geldleistung 

dar, die der Landkreis auf Grundlage der Finanzausgleichsgesetze der Län-

der von den kreisangehörigen Gemeinden erhebt. Sie dient der Finanzie-

rung der öffentlichen Aufgaben des Landkreises und der Sicherstellung sei-

ner Funktionsfähigkeit. Die Kreisumlage ist nicht zweckgebunden, sondern 

dient der allgemeinen Deckung des Finanzbedarfs des Landkreises. Es 

handelt sich bei der Kreisumlage um ein Mittel zur Lenkung von Finanzströ-

men im öffentlich-rechtlichen Bereich „von unten nach oben“.9 

 

2.2 Verfassungsrechtliche Grundlagen 

 

Für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen Landkreise eine angemessene 

Ausstattung an Finanzmitteln. Im Gegensatz zu den Gemeinden, welchen 

traditionell die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern zustehen, können 

Landkreise unter anderem aufgrund des Verbotes zur Doppelbesteuerung 

keine nennenswerten eigenen Steuern erheben.10 Auch im Grundgesetz 

werden die Landkreise bei der Verteilung des Steueraufkommens, abgese-

hen von Art. 106 Abs. 6 S. 1 und Art. 106 Abs. 7 S. 1 GG, nicht weiter 

berücksichtigt.11 Lediglich Art. 106 Abs. 6 S. 6 GG schafft für den Landes-

gesetzgeber die Möglichkeit, die Grundsteuer und Gewerbesteuer sowie 

die Gemeindeanteile vom Aufkommen der Einkommensteuer und der Um-

satzsteuer als Bemessungsgrundlage einer Umlage zugrunde zu legen.12 

Im Land Sachsen-Anhalt wurde daraus die Möglichkeit zur Erhebung einer 

 
8 Vgl. § 1 Abs. 1 KVG LSA n. F. 2025; vgl. § 19 (Abschnitt 2 – Zwischengemeindlicher Finanzausgleich) FAG 
LSA. 
9 Vgl. Gröpl, Christoph: Bundeshaushaltsordnung/Landeshaushaltsordnung: BHO/LHO: Staatliches Haushalts-
recht, 2. Auflage, C.H.BECK, 29.11.2018, S. 865, Rn. 8. 
10 Vgl. Seiler in: Dürig/Herzog/Scholz: Grundgesetz Kommentar, 107. Auflage, C.H.BECK, Stand März 2025, 
Band 6, Art. 106 Abs. 6 GG, Rn. 180; vgl. § 3 Abs.1 S. 2 Kommunalabgabengesetz (KAG LSA) vom 13. Dezember 
1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15. Dezember 2020 (GVBl. LSA S. 712). 
11 Vgl. Art. 105 ff. Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) vom 23. Mai 1949 (BGBl. I S.1), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 22. März 2025 (BGBl. I Nr. 94). 
12 Vgl. Art. 106 Abs. 6 S. 6 GG. 



2 Grundlagen der Kreisumlage 5 

 

Kreisumlage geschaffen. Sie beruht zwar auf landesrechtlichen Vorschrif-

ten, muss jedoch auch mit höherrangigem Recht, insbesondere dem Art. 28 

Abs. 2 GG, vereinbar sein. In Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG wird das kommunale 

Selbstverwaltungsrecht normiert. Daraus folgend muss den Gemeinden 

„das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemein-

schaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln.“13 Aus 

Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG ergibt sich zudem, dass die Gewährleistung der 

Selbstverwaltung auch die Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung 

umfasst, wozu unter anderem eine den Gemeinden mit Hebesatzrecht zu-

stehende wirtschaftsbezogene Steuerquelle gehört.14 Das kommunale 

Selbstverwaltungsrecht umfasst sogenannte Gemeindehoheiten.15 Zu die-

sen Gemeindehoheiten gehören insbesondere die Gebiets-, Planungs-, 

Satzungs-, Organisations- und Finanzhoheit.16 Maßgeblich für die Erhe-

bung der Kreisumlage ist die Finanzhoheit, die insbesondere die Steuer- 

und Abgabenhoheit, die finanzielle Mindestausstattung sowie die Anforde-

rungen an den kommunalen Finanzausgleich umfasst.17 Eine detaillierte 

Darstellung der Anforderungen aus der Finanzhoheit an die Erhebung der 

Kreisumlage erfolgt in Kapitel 3.2. Es kann jedoch festgehalten werden, 

dass die Erhebung einer Umlage aufgrund landesrechtlicher Regelungen 

nur in dem Umfang zulässig ist, den die Schutzbereiche des kommunalen 

Selbstverwaltungsrechts erlauben. Diese Schutzbereiche ergeben sich aus 

dem Kernbereich des kommunalen Selbstverwaltungsrechts, in dessen Be-

reich nicht eingegriffen werden darf.18 Zu diesem Kernbereich zählt insbe-

sondere der Grundbestand der Finanzhoheit, welcher unter anderem die 

Steuer- und Abgabenhoheit, die finanzielle Mindestausstattung und die An-

forderungen an den kommunalen Finanzausgleich umfasst.19 Das kommu-

nale Selbstverwaltungsrecht gilt auch für Gemeindeverbände, zu welchen 

 
13 Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG. 
14 Vgl. Art 28 Abs. 2 S. 3 GG. 
15 Vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 199. 
16 Vgl. ebd., Rn. 200 ff. 
17 Vgl. ebd., Rn. 222–234. 
18 Vgl. ebd., Rn. 259. 
19 Vgl. ebd., Rn. 263. 
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auch die Landkreise zählen.20 Dies bedeutet, dass für die Landkreise eben-

falls gewisse Hoheiten gelten. Dazu zählt insbesondere die Finanzhoheit 

mit ihrer finanziellen Mindestausstattung.21 Daraus folgend hat ein Land-

kreis aus Art. 28 Abs. 2 S. 3 1. HS GG das Recht auf eine Sicherstellung 

des kommunalen Selbstverwaltungsrechts, speziell der finanziellen Eigen-

verantwortung, gegenüber dem entsprechenden Bundesland.22 Eine ge-

nauere Ausgestaltung erfolgt dabei durch Landesrecht unter Gewährleis-

tung der finanziellen Mindestausstattung beziehungsweise der Finanzho-

heit. Als Folge dieser Finanzhoheit wurde für die Gemeindeverbände unter 

anderem auch die Möglichkeit zur Erhebung der Kreisumlage geschaffen.23 

Nachdem nun die verfassungsrechtlichen Grundlagen dargestellt wurden, 

ist zu betrachten, in welcher Weise im Land Sachsen-Anhalt die Möglichkeit 

zur Erhebung einer Umlage, speziell der Kreisumlage, geschaffen wurde. 

 

2.3 Landesrechtliche Grundlagen 

 

Um den Rahmen des kommunalen Selbstverwaltungsrechts aus Art. 28 

Abs. 2 S. 1 und 2 GG zu verdeutlichen, wurde dieses in Art. 87 Abs. 1 und 

2 Verf ST in die Landesverfassung aufgenommen. Die Finanzhoheit nach 

Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG wurde ergänzend durch Regelungen zur angemes-

senen Finanzausstattung ebenfalls in der Landesverfassung gesichert. Da-

her wurde in Art. 88 Abs. 1 Verf ST festgelegt, dass das Land dafür zu sor-

gen hat, dass die Kommunen über die Finanzmittel verfügen, die zur ange-

messenen Erledigung ihrer Aufgaben erforderlich sind.24 Kommunen sind 

dabei im Land Sachsen-Anhalt sowohl die Gemeinden als auch die Land-

kreise.25 In der weiteren Arbeit wird ausschließlich auf Art. 28 Abs. 2 GG 

verwiesen. Die Art. 87 und 88 Verf ST werden nicht gesondert genannt, da 

 
20 Vgl. Art. 28 Abs. 2 S. 2 GG; vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 278. 
21 Vgl. ebd., Rn. 288. 
22 Vgl. Art. 28 Abs. 2 S. 3 1. HS GG. 
23 Vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 288. 
24 Vgl. Art. 88 Abs. 1 Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt (Verf ST) vom 16. Juli 1992 (GVBl. LSA S. 600), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. März 2020 (GVBl. LSA S. 64). 
25 Vgl. Art. 87 Abs. 1 Verf ST. 
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sie lediglich landesrechtliche Konkretisierungen darstellen und die Oberver-

waltungsgerichte auf die Rechtsprechung zu Art. 28 Abs. 2 GG zurückgrei-

fen, weshalb die Garantien inhaltsgleich ausgelegt werden. Um die verfas-

sungsrechtlich garantierten angemessenen Finanzmittel für die Landkreise 

zur Verfügung zu stellen, wurde im Land Sachsen-Anhalt auf Grundlage des 

Art. 106 Abs. 6 S. 6 GG die Möglichkeit zur Erhebung einer Kreisumlage in 

landesrechtlichen Regelungen geschaffen. Diese Regelung erfüllt den 

Zweck, die im Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG geforderte finanzielle Mindestausstat-

tung beziehungsweise Finanzhoheit sicherzustellen. Ein Landkreis kann so-

mit in eigener Verantwortung finanzielle Mittel zur Aufgabenwahrnehmung 

beschaffen. Die einfachgesetzliche Grundlage für die Kreisumlage findet 

sich im Landesrecht in § 99 Abs. 3 KVG LSA i. V. m. § 19 FAG LSA.26 Im 

KVG LSA, speziell im § 99 KVG LSA, befindet sich die gesetzliche Rege-

lung, die zur Erhebung der Kreisumlage ermächtigt. Schon die Bezeichnung 

des § 99 KVG LSA „Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung“ zeigt, dass 

es sich hierbei nicht um einen exklusiven Paragraphen für die Kreisumlage 

handelt.27 Er stellt vielmehr die allgemeine Grundlage zur Bedarfsdeckung 

des aus der Aufgabenerledigung entstehenden Finanzbedarfs der Kommu-

nen dar.28 Im § 99 Abs. 2 KVG LSA ist eine Rangfolge zur Beschaffung von 

Finanzmitteln festgelegt.29 Demnach ist der Bedarf zunächst durch sonstige 

Finanzmittel, dann durch Entgelte und subsidiär durch Steuern zu decken.30 

Ein Landkreis kann seinen Finanzbedarf, anders als die Gemeinden, auf-

grund seines gesetzlichen Aufgabenbereichs und seiner eingeschränkten 

Einnahmequellen nicht vollständig über die Entgelte und Steuern, insbeson-

dere die Realsteuern, decken, sofern seine sonstigen Erträge nicht ausrei-

chen.31 Aus diesem Grund wurde in § 99 Abs. 3 S. 1 KVG LSA für die 

 
26 Vgl. § 99 Abs. 3 KVG LSA n. F. 2025 i. V. m. § 19 FAG LSA. 
27 Vgl. § 99 KVG LSA n. F. 2025. 
28 Vgl. Grimberg in: Grimberg/Gundlach/Jochheim/Miller/Schneider: Kommunalverfassungsgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz – KVG LSA) Kommentar in: Praxis der Kommunalverfassung 
(PdK SAn) B-1, KSV Medien, Stand: Februar 2025, § 99 KVG LSA, Rn. 2. 
29 Vgl. § 99 Abs. 2 KVG LSA n. F. 2025; vgl. Grimberg in: Grimberg et al., 2025, § 99 KVG LSA, Rn. 4–5. 
30 Vgl. Grimberg in: Grimberg et al., 2025, § 99 KVG LSA, Rn. 4–5. 
31 Vgl. ebd., Rn. 6. 
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Landkreise die Möglichkeit geschaffen, eine Umlage (Kreisumlage) von den 

kreisangehörigen Gemeinden zu erheben, um ihren erforderlichen Bedarf 

zu decken, soweit ihre sonstigen Erträge und Einzahlungen nicht ausrei-

chen.32 Die sich daraus ergebenden Umlagehebesätze sind in der Haus-

haltssatzung für jedes Jahr festzusetzen.33 Vor der Festsetzung der 

Kreisumlagehebesätze sind jedoch die Anforderungen des § 99 Abs. 3 

S. 3–6 KVG LSA zu überprüfen, die in Kapitel 3.3 näher erläutert werden. 

Das FAG LSA ergänzt das KVG LSA insofern, als es den zwischenge-

meindlichen Finanzausgleich im Abschnitt 2 weiter konkretisiert.34 Dem-

nach sind die Umlagehebesätze i. S. d. § 99 Abs. 3 KVG LSA in Vomhun-

dertsätzen der einzelnen Umlagegrundlagen in der Haushaltssatzung an-

zugeben, wobei sich die Umlagesätze vom höchsten zum niedrigsten ma-

ximal um ein Drittel unterscheiden dürfen.35 Die Umlagegrundlagen sind da-

bei die Schlüsselzuweisungen nach § 12 FAG LSA des vorherigen Haus-

haltsjahres und die Steuerkraftzahlen nach § 14 FAG LSA des aktuellen 

Haushaltsjahres von den kreisangehörigen Gemeinden.36 Maßgeblich für 

die Ermittlung der Schlüsselzuweisungen und Steuerkraftmesszahlen sind 

die Ist-Aufkommen aus der Grundsteuer A und B, der Gewerbesteuer, der 

Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer.37 Ab-

schließend ist zu erwähnen, dass diese Regelungen auch analog bei Ver-

bandsgemeinden anzuwenden sind.38 Die Ausführungen zu den verfah-

rensrechtlichen Anforderungen wurden hierbei auf den für diese Arbeit er-

forderlichen Umfang beschränkt, da der Fokus auf der Analyse der landes-

rechtlichen und verfassungsrechtlichen Regelungen zur Ermittlung des 

Kreisumlagehebesatzes liegt. Die Darstellung ist daher nicht abschließend.

 
32 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 1 KVG LSA n. F. 2025. 
33 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 2 KVG LSA n. F. 2025 i. V. m. § 100 Abs. 2 Nr. 6 KVG LSA n. F. 2025. 
34 Vgl. §§ 19–23 FAG LSA. 
35 Vgl. § 19 Abs. 1 FAG LSA. 
36 Vgl. ebd., Abs. 2 S. 1. 
37 Vgl. §§ 12–15 FAG LSA. 
38 Vgl. § 99 Abs. 4 KVG LSA n. F. 2025; vgl. § 23 FAG LSA. 
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3 Die Ermittlung der Kreisumlage 

 

Nachdem die Funktion und die rechtlichen Grundlagen der Kreisumlage er-

läutert wurden, befasst sich das folgende Kapitel mit der konkreten Festset-

zung. Zunächst werden die zurzeit bestehenden Verfahren dargestellt und 

anschließend die jeweiligen Anforderungen an die Festsetzung aufgezeigt. 

 

3.1 Die Verfahren zur Ermittlung der Kreisumlage 

 

Die Kreisumlage dient, wie bereits im Kapitel 2.1 dargestellt, im Wesentli-

chen der Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs des Landkreises, wel-

cher zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendig ist.39 Dieser allgemeine Fi-

nanzbedarf entsteht dabei, wenn der Landkreis in der Erfüllung seiner Auf-

gaben den erforderlichen Haushaltsausgleich nicht mit seinen sonstigen Er-

trägen oder Einzahlungen erreichen kann.40 In der bis zum 7. Juli 2025 gel-

tenden Fassung des § 99 Abs. 3 KVG LSA war, ebenso wie in anderen 

landesrechtlichen Regelungen, keine Vorgabe enthalten, die eine weitere 

Abwägung der erhobenen Kreisumlage erfordert hätte. Es war lediglich eine 

reine Bedarfsdeckung des Landkreises vorgesehen, um einen ausgegliche-

nen Haushalt zu erreichen.41 Entsprechend wurden die Kreisumlagehebe-

sätze im Land Sachsen-Anhalt durch die Landkreise in der Höhe, die zur 

Erreichung des Haushaltsausgleichs des Landkreises notwendig war, in der 

Haushaltssatzung festgesetzt. Eine Berechnung dieses Kreisumlagehebe-

satzes erfolgte dabei anhand der in Kapitel 2.3 dargestellten Umlagegrund-

lagen, also der Summe aus den Schlüsselzuweisungen des Vorjahres und 

der Steuerkraftzahlen des Haushaltsjahres.42  

  

 
39 Vgl. Gröpl, 2018, S. 865, Rn. 8. 
40 Vgl. § 98 Abs. 3 KVG LSA n. F. 2025 i. V. m. § 99 Abs. 3 S. 1 KVG LSA n. F. 2025; vgl. Grimberg in: Grimberg 
et al., 2025, § 99 KVG LSA, Rn. 2. 
41 Vgl. § 99 Abs. 3 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz - 
KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Mai 2024 (GVBl. LSA 
S. 128, 132). 
42 Vgl. § 19 Abs. 2 S. 1 FAG LSA. 
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Daraus ergab sich folgende Formel zur Berechnung: 

Kreisumlagehebesatz = 
Jahresergebnis ohne Kreisumlage × 100

Summe Umlagegrundlagen
 

Bei Verfehlung eines Haushaltsausgleichs i. S. d. § 98 Abs. 3 KVG LSA 

wurden teilweise auch Erhöhungen von den Kommunalaufsichtsbehörden 

angewiesen.43 Im Januar 2013 wurde durch ein Urteil des Bundesverwal-

tungsgerichts jedoch herausgestellt, dass auch die Landkreise als Sat-

zungsgeber für die Kreisumlage die verfassungsrechtliche Gewährleistung 

aus Art. 28 Abs. 2 GG zu beachten haben.44 Dadurch wurde die Finanzaus-

stattung der kreisangehörigen Gemeinden bei der Ermittlung der Kreisum-

lage erstmalig in dem Umfang in die Betrachtung einbezogen. In der Folge 

kam es in mehreren Bundesländern, dabei auch Sachsen-Anhalt, zu unzäh-

ligen Klageverfahren bezüglich der Rechtmäßigkeit der festgesetzten Kreis- 

und Verbandsgemeindeumlage. Da es an landesrechtlichen Vorgaben zu 

einem Verfahren zur Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes unter Berück-

sichtigung des Art. 28 Abs. 2 GG fehlte, wurde über die Jahre hinweg eine 

Konkretisierung durch die gerichtliche Rechtsprechung vorgenommen. Auf 

Grundlage dessen lässt sich ein Verfahren erstellen, das eine rechtmäßige 

Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes ermöglicht. Dieses wird im folgen-

den Kapitel 3.2 näher erläutert. Als erstes Bundesland hat Sachsen-Anhalt 

nun mit Wirkung vom 8. Juli 2025 Verfahrensvorgaben in § 99 Abs. 3 KVG 

LSA zu der Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes eingeführt.45 Diese ge-

setzlichen Vorgaben unterscheiden sich teilweise von den bisher entwickel-

ten Grundsätzen der gerichtlichen Rechtsprechung, sodass sich daraus ein 

neues Verfahren zur Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes ergibt. Dieses 

wird im Kapitel 3.3 näher erläutert. Das Verfahren zur Ermittlung des 

Kreisumlagehebesatzes nach der gerichtlichen Rechtsprechung basiert auf 

der bis zum 7. Juli 2025 geltenden Fassung des § 99 Abs. 3 KVG LSA, da 

diese Verfahrensvorgaben auf dieser Grundlage von der gerichtlichen 

 
43 Vgl. BVerwG, Urteil vom 16.06.2015 – 10 C 13.14, Rn. 3. 
44 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Leitsätze 1–2. 
45 Vgl. 4. ÄndG KVG LSA. 
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Rechtsprechung erarbeitet wurden. Die neuen Verfahrensvorgaben im § 99 

Abs. 3 S. 3–6 KVG LSA mit Wirkung vom 8. Juli 2025 sind nun zwingend 

durch die Landkreise zu berücksichtigen und ersetzen teilweise die Anfor-

derungen aus der gerichtlichen Rechtsprechung. Um einen Vergleich zu er-

möglichen, werden im folgenden Kapitel 3.2 die „alten“ Vorgaben und im 

darauffolgenden Kapitel 3.3 die „neuen“ Vorgaben dargestellt. Eine Über-

prüfung dieser Veränderungen erfolgt dann in Kapitel 4.1. 

 

3.2 Ermittlung nach der gerichtlichen Rechtsprechung 

 

Die Grundlage für die Ermittlung der Kreisumlage nach der gerichtlichen 

Rechtsprechung bilden zunächst die landesrechtlichen Grundlagen. Die 

landesrechtlichen Grundlagen zur Kreisumlage sind, wie im Kapitel 2.3 dar-

gestellt im § 99 Abs. 3 KVG LSA und § 19 FAG LSA zu finden. Das FAG 

LSA gibt hierbei zwar in § 19 Abs. 2 S. 1 FAG LSA die Umlagegrundlagen, 

die für die Berechnung des Kreisumlagehebesatzes erforderlich sind, vor, 

lässt jedoch ansonsten keine verfahrensrechtlichen Vorgaben zur Ermitt-

lung des Hebesatzes erkennen. Der § 99 Abs. 3 KVG LSA hingegen enthält 

eine Vorgabe, welche bei der Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes zu 

beachten ist.46 Demnach dient die Kreisumlage zur Deckung des Bedarfs 

des Landkreises, soweit dessen sonstige Erträge und Einzahlungen nicht 

ausreichen. Woraus sich ergibt, dass der Landkreis seinen Kreisumlagehe-

besatz nur bis zu der Höhe erheben darf, die notwendig ist, um einen Haus-

haltsausgleich zu erreichen. Es darf also kein Überschuss erzielt werden, 

da lediglich ein Bedarf gedeckt werden soll. Die Erhebung eines Kreisum-

lagehebesatzes, welcher einen Überschuss in der Haushaltsplanung verur-

sacht, würde eine Erhebung ohne einen tatsächlichen Bedarf darstellen.47 

Die Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes wird dadurch insoweit begrenzt, 

dass lediglich der Kreisumlagehebesatz in der Höhe möglich ist, in der ein 

 
46 Vgl. § 99 Abs. 3 KVG LSA a. F. 2024 i. V. m. § 19 FAG LSA. 
47 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 1 KVG LSA n. F. 2025; vgl. OVG LSA, Urteil vom 22.11.2022 – 4 L 239/21, Rn. 67–68.  
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Haushaltsausgleich des Landkreises erzielt wird. Weitere verfahrensrecht-

liche Vorgaben zur Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes waren zu die-

sem Zeitpunkt in landesrechtlichen Regelungen nicht vorhanden. Durch das 

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom Januar 2013 wurde jedoch her-

ausgestellt, dass der Landkreis bei der Festsetzung des Kreisumlagehebe-

satzes auch die aus Art. 28 Abs. 2 GG entstehenden Rechte der kreisan-

gehörigen Gemeinden zu wahren hat.48 Nach Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG muss 

eine angemessene Finanzausstattung vorhanden sein, um alle Angelegen-

heiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwortung zu regeln. Dies 

wird von Art. 28 Abs. 2 S. 3 1. HS GG noch explizit bestätigt und rechtlich 

verstärkt, indem er klarstellt, dass die Gewährleistung der Selbstverwaltung 

auch die finanzielle Eigenverantwortung umfasst. Der Kreisumlagehebe-

satz muss also mit höherrangigem Recht, insbesondere dem kommunalen 

Selbstverwaltungsrecht aus Art. 28 Abs. 2 GG, vereinbar sein.49 Wie in Ka-

pitel 2.2 dargestellt, setzt sich das kommunale Selbstverwaltungsrecht aus 

verschiedenen sogenannten Gemeindehoheiten zusammen.50 Dabei ist für 

die Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes die Finanzhoheit als Garantie 

maßgeblich, da bei Erhebung der Kreisumlage in die finanziellen Verhält-

nisse der Gemeinden eingegriffen wird. Die Finanzhoheit gewährleistet da-

bei unter anderem ein gewisses Mindestniveau, in welchem die Kommune 

frei handeln kann, um unter anderem auch nicht pflichtige Aufgaben wahr-

nehmen zu können.51 Im Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom Januar 

2013 wurden drei wesentliche Grundsätze thematisiert, die bei der Ermitt-

lung des Kreisumlagehebesatzes berücksichtigt werden müssen, um den 

Gemeinden das aus Art. 28 Abs. 2 GG garantierte Recht auf eine aufga-

benadäquate Finanzausstattung zu gewährleisten.52 Diese Grundsätze sind 

der Grundsatz des finanziellen Gleichrangs, das Verbot einer Entwertung 

 
48 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Leitsatz 2. 
49 Vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 294–295; vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 11; vgl. 
BVerwG, Urteil vom 15.11.2006 – 8 C 18.05, Rn. 21. 
50 Vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 199. 
51 Vgl. ebd., Rn. 221. 
52 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 11. 
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der gemeindlichen Steuerkraft und der Grundsatz der finanziellen Mindest-

ausstattung.53 Auf dieser Grundlage wurden von der höchstrichterlichen 

und obergerichtlichen Rechtsprechung Anforderungen an die Festsetzung 

des Kreisumlagehebesatzes entwickelt, die im Folgenden näher erläutert 

werden. 

 

3.2.1 Grundsatz des finanziellen Gleichrangs 

 

Aus Art. 28 Abs. 2 GG beziehungsweise dem Grundgesetz an sich lässt 

sich keine Vorrangstellung im horizontalen oder vertikalen Finanzausgleich 

ableiten. Vielmehr ergibt sich aus Art. 28 Abs. 2 GG das anerkannte „inter-

kommunale Gleichbehandlungsgebot“, das insbesondere beim kommuna-

len Finanzausgleich von Bedeutung ist. Demnach sind die Finanzbedarfe 

von Ländern, Kreisen und Gemeinden grundsätzlich gleichrangig.54 Daraus 

ergibt sich der Grundsatz des finanziellen Gleichrangs. Die Umverteilung 

der Mittel zwischen Kreis und kreisangehörigen Gemeinden durch die 

Kreisumlage muss gleichmäßig erfolgen und darf nicht einseitig und rück-

sichtslos zulasten der kreisangehörigen Gemeinden geschehen.55 Der 

Landkreis ist verpflichtet, seinen eigenen Finanzbedarf sowie den seiner 

kreisangehörigen Gemeinden zu ermitteln und diesen in geeigneter Form 

offenzulegen.56 Diese Ermittlungs- und Offenlegungspflicht fordert keine 

förmliche Abwägungsentscheidung, wie sie aus dem Planungsrecht be-

kannt ist, sondern lediglich eine nachvollziehbare Überprüfung des 

Kreisumlagehebesatzes mit den Anforderungen aus Art. 28 Abs. 2 GG.57 

Die Ermittlung und die daraus folgende Entscheidung sind nachvollziehbar 

offenzulegen, damit sowohl die Kreisgremien als auch die Gemeinden über 

eine gesicherte Informationsgrundlage verfügen und gegebenenfalls die 

 
53 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 14, 16, 18. 
54 Vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 322; vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 13. 
55 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 14. 
56 Vgl. ebd. 
57 Vgl. BVerwG, Urteil vom 27.09.2021 – 8 C 30.20, Rn. 25; vgl. BVerwG, Urteil vom 27.09.2021 – 8 C 29.20, 
Rn. 21; vgl. OVG LSA, Urteil vom 17.03.2020 – 4 L 184/18, Rn. 52. 
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Gerichte die Möglichkeit haben, die zugrunde liegenden Erwägungen zu 

überprüfen.58 Die Finanzbedarfe und Daten müssen den Kreistagsmitglie-

dern so aufbereitet werden, dass es für diese verständlich ist. Verwaltungs-

interne Dokumente werden bei der gerichtlichen Beurteilung nicht berück-

sichtigt, sämtliche Informationen müssen der Beschlussvorlage beigefügt 

sein, da es sonst als Verfahrensfehler zur Unwirksamkeit des Kreisumlage-

hebesatzes führen kann.59  

 

3.2.1.1 Finanzbedarf und Leistungsfähigkeit 

 

Zu den offenzulegenden Daten zählt der Finanzbedarf des Landkreises und 

der kreisangehörigen Gemeinden. Der (kommunale) Finanzbedarf ist ein 

unbestimmter „Rechtsbegriff, der allgemein die einer Körperschaft zur Er-

füllung ihrer Ausgaben notwendigen oder erforderlichen Finanzmittel um-

schreibt“.60 Da es an genauen Kriterien zur Ermittlung des Finanzbedarfs 

fehlt, sind gewisse Indikatoren heranzuziehen, die eine Bemessung ermög-

lichen. Als maßgeblicher Indikator für die Aufgabenerfüllung beziehungs-

weise den Finanzbedarf gilt die finanzielle Leistungsfähigkeit, die sich aus 

der Haushalts- und Finanzsituation der Kommunen ergibt.61 Dies ergibt sich 

unter anderem auch aus der Formulierung des § 98 Abs. 1 S. 1 KVG LSA, 

wonach die Kommunen ihren Haushalt so zu planen und zu führen haben, 

dass ihre stetige Aufgabenerfüllung gesichert ist.62 Das Verfahren zur Er-

mittlung und Offenlegung des Finanzbedarfs bedarf grundsätzlich einer ge-

setzlichen Ausgestaltung durch den Landesgesetzgeber. Soweit der Lan-

desgesetzgeber davon jedoch keinen Gebrauch gemacht hat, liegt die Be-

fugnis zur Ausgestaltung bei den Landkreisen selbst.63 Eine förmliche An-

hörung der Gemeinden ist aus Art. 28 Abs. 2 S. 1 und 3 GG nicht abzuleiten 

 
58 Vgl. BVerwG, 8 C 29.20, Rn. 15; vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 14; vgl. OVG LSA, 4 L 184/18, Rn. 55. 
59 Vgl. OVG LSA, 4 L 184/18, Rn. 56. 
60 OVG LSA, Urteil vom 22.11.2022 – 4 L 30/21, Rn. 74. 
61 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 74; vgl. OVG LSA, 4 L 184/18, Rn. 55. 
62 Vgl. § 98 Abs. 1 S. 1 KVG LSA n. F. 2025; vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 74. 
63 Vgl. BVerwG, Urteil vom 29.05.2019 – 10 C 6.18, Rn. 14; vgl. OVG LSA, 4 L 184/18, Rn. 50–51. 
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und daher nicht erforderlich. Ein Rückgriff auf bereits vorhandene Daten ist 

zudem zulässig, sofern diese belastbar sind.64 Belastbar bedeutet, dass die 

zugrunde gelegten Daten und Berechnungen nicht offensichtlich fehlerhaft 

sein dürfen, was etwa bei einer eindeutigen und nicht begründeten Bevor-

zugung des Landkreises der Fall wäre.65 Für die verwendeten Daten ist es 

jedoch essentiell, dass es sich um die jeweils aktuellsten verfügbaren Infor-

mationen handelt. Dazu gehören insbesondere Jahresabschlussdaten, 

aber auch vorläufige oder prognostische Daten, sofern sie die aktuellsten 

verfügbaren Daten darstellen.66 Da solche aktuellen Daten zunächst nur 

den Gemeinden vorliegen, ist eine Abfrage mit einem Erhebungsbogen, wie 

in Anlage 1 als eigenes Beispiel dargestellt, unerlässlich. Kommt es kurz-

fristig vor einer Beschlussfassung zu neuen Erkenntnissen oder aktualisier-

ten Daten, kann dies, sofern sie für die Ermittlung des Kreisumlagehebe-

satzes relevant sind, eine Verschiebung der Beratungsfolge erforderlich 

machen.67 Die Ermittlung des Finanzbedarfes beziehungsweise konkret der 

finanziellen Leistungsfähigkeit als maßgeblicher Indikator ist bisher nicht 

näher gerichtlich konkretisiert worden. Aufgrund fehlender landesrechtlicher 

Vorgaben liegt die Ausgestaltung des Verfahrens in der Befugnis der Land-

kreise. Die Gerichte überprüfen lediglich, ob das Verfahren nicht offensicht-

lich fehlerhaft ist. Für die Bewertung der Leistungsfähigkeit haben die Land-

kreise daher ein eigenes Bewertungssystem zu entwickeln, das verlässlich 

Auskunft über die Haushaltslage der kreisangehörigen Gemeinden und des 

Landkreises geben kann.68 Für die Bewertung kann ein Punkterahmen ent-

wickelt werden, der bestimmte Kriterien der Haushaltssituation bewertet. 

Als Grundlage kann dafür das Haushaltskennzahlensystem des Landes 

Sachsen-Anhalt dienen, da dieses als Frühwarnsystem unter anderem 

 
64 Vgl. BVerwG, 8 C 29.20, Rn. 17; vgl. BVerwG, Urteil vom 26.05.2020 – 8 C 20.19, Rn. 12; vgl. BVerwG, 10 C 
6.18, Rn. 11. 
65 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 80. 
66 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 25.07.2024 – 8 B 9.23, Rn. 7; vgl. BVerwG, Urteil vom 29.11.2022 – 8 C 13.21, 
Rn. 31; vgl. OVG LSA, Beschluss vom 07.11.2023 – 4 L 93/22, Rn. 46, 49; vgl. OVG LSA, Urteil vom 
22.11.2022 – 4 L 98/21, Rn. 54. 
67 Vgl. OVG LSA, 4 L 93/22, Rn. 49. 
68 Vgl. BVerwG, 10 C 6.18, Rn. 14; vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 90. 
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finanzielle Problemlagen bei Kommunen anhand von Haushaltsdaten er-

kennt.69 Da im Haushaltskennzahlensystem nicht nur Haushaltsdaten, son-

dern beispielsweise auch Personalausstattung analysiert wird, eignen sich 

nur ausgewählte Prüfpunkte für die Erstellung eines Bewertungsrahmens 

zur finanziellen Leistungsfähigkeit.70 Hierfür wurde ein eigenständig erstell-

tes Prüfschema zur Bewertung in der Anlage 2 beigefügt. Die Bewertung 

berücksichtigt insbesondere die Jahresergebnisse der sechs Vorjahre, da 

die geltende Rechtsprechung diesen eine größere Bedeutung beimisst.71 

Das Betrachtungsjahr wird kleinteiliger in Euro je Einwohner bewertet, da 

es für die Berechnung der Kreisumlage maßgeblich ist. Die drei Folgejahre 

und die Stände der Ergebnisrücklagen werden aufgrund ihrer Aussagekraft 

zum Ergebnisplan ebenfalls berücksichtigt. Die Konsolidierungspflicht gibt 

Auskunft über die Haushaltslage und über die Entwicklung, wenn die Inhalte 

des Haushaltskonsolidierungskonzeptes angegeben werden. Die Überprü-

fung der Deckung der Tilgungsleistungen durch den Finanzplan sowie der 

danach noch verfügbaren Mittel gibt einen Ausblick auf die mittelfristige Si-

tuation im Finanzplan der Kommune. Die pro Kopf Verschuldungen im Ver-

gleich zum Landesdurchschnitt geben Auskunft über die Kreditsituation und 

der Liquiditätskreditrahmen über die allgemeine Haushaltslage. Liegt der 

Liquiditätskreditrahmen über 20 % der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit, bedarf er der Genehmigung der Kommunalaufsicht, welche 

diesen nur mit stichhaltigen Gründen genehmigt.72 Mit diesem Bewertungs-

rahmen kann jede einzelne Gemeinde sowie der Landkreis bewertet wer-

den, wobei die Gesamtpunktzahl die abschließende Beurteilung liefert. 

Nach Auffassung der Gerichte sind solche Kriterien aussagekräftig genug, 

da sie einen belastbaren Ausblick über die Haushaltslage bieten und sowohl 

 
69 Vgl. Haushaltskennzahlensystem (HKS): in: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, o. D., [online] https://sta-
tistik.sachsen-anhalt.de/themen/kommunales/haushaltskennzahlensystem?tx_news_pi1%5Bcurrent-
Page%5D=0&cHash=e8a1087aafb9a8ccb0a81c6f92dfea23; vgl. § 2 Abs. 2 Verordnung über die Erhebung kom-
munaler Haushaltseckdaten im Rahmen des Haushaltskennzahlensystems in Sachsen-Anhalt (Verordnung Kom-
munales Haushaltskennzahlensystem – KomHKSVO LSA) vom 12. Februar 2020 (GVBI. LSA S. 14), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 29. Juni 2021 (GVBI. LSA S. 365). 
70 Vgl. § 3 Abs. 2 KomHKSVO LSA. 
71 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 106. 
72 Vgl. § 110 Abs. 3 KVG LSA n. F. 2025. 

https://statistik.sachsen-anhalt.de/themen/kommunales/haushaltskennzahlensystem?tx_news_pi1%5BcurrentPage%5D=0&cHash=e8a1087aafb9a8ccb0a81c6f92dfea23
https://statistik.sachsen-anhalt.de/themen/kommunales/haushaltskennzahlensystem?tx_news_pi1%5BcurrentPage%5D=0&cHash=e8a1087aafb9a8ccb0a81c6f92dfea23
https://statistik.sachsen-anhalt.de/themen/kommunales/haushaltskennzahlensystem?tx_news_pi1%5BcurrentPage%5D=0&cHash=e8a1087aafb9a8ccb0a81c6f92dfea23
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Gemeinden als auch den Landkreis gleichrangig bewerten. So ergibt sich 

am Ende auch eine Einschätzung der Leistungsfähigkeit der Kommunen.73 

Es ist weiterhin sicherzustellen, dass den Kreistagsmitgliedern die Daten 

und Ergebnisse verständlich aufbereitet vorliegen, da sie auf Basis eines 

bezifferten Bedarfsansatzes je Gemeinde Entscheidungen treffen müs-

sen.74 Dies bedeutet, dass den Kreistagsmitgliedern eine Übersicht mit den 

Leistungsfähigkeiten der Gemeinden und des Landkreises zur Verfügung 

gestellt werden muss, da diese maßgeblicher Indikator für den Finanzbedarf 

ist. Empfehlenswert ist zudem eine Übersicht der Auswirkungen des 

Kreisumlagehebesatzes auf die Haushaltssituation des Haushaltsjahres in 

Form einer Übersicht der Jahresergebnisse und Rücklagenbestände je He-

besatz, sodass die Kreistagsmitglieder die Auswirkungen bei einem ande-

ren Hebesatz selbstständig berechnen könnten.75 Bei der Festsetzung ei-

nes einheitlichen Kreisumlagehebesatzes gemäß § 19 Abs. 1 S. 1 FAG LSA 

ist zwar der Bedarf jeder Gemeinde und des Landkreises darzustellen, für 

die Entscheidung ist jedoch eine Querschnittsbetrachtung aller Gemeinden 

vorzunehmen. Es ist die „Durchschnittsgemeinde“ zu betrachten und nicht 

die finanzschwächste Gemeinde. Dies gilt jedoch nur für den Grundsatz des 

finanziellen Gleichrangs, die anderen in den Kapiteln 3.2.2 und 3.2.3 ge-

nannten Anforderungen sind hingegen für jede Gemeinde einzeln zu prü-

fen.76  

 

3.2.1.2 Berechnung des Kreisumlagehebesatzes 

 

Nach der Feststellung der Leistungsfähigkeit, die eher die Gesamtsituation 

der Gemeinden über einen längeren Zeitraum beschreibt, sind nun der leist-

bare Kreisumlagehebesatz der kreisangehörigen Gemeinde sowie der be-

nötigte Kreisumlagehebesatz des Landkreises zu berechnen. Diese 

 
73 Vgl. BVerwG, 8 B 9.23, Rn. 11; vgl. OVG LSA, Beschluss vom 12.09.2025 – 4 L 31/25, S. 7 Abs. 1; vgl. OVG 
LSA, 4 L 30/21, Rn. 70; vgl. VG MD, Urteil vom 27.03.2025 – 9 A 149/23 MD, S. 18 Abs. 5. 
74 Vgl. BVerwG, 8 C 29.20, Rn. 17. 
75 Vgl. OVG LSA, 4 L 98/21, Rn. 53. 
76 Vgl. BVerwG, 8 B 9.23, Rn. 10; vgl. OVG LSA, 4 L 184/18, Rn. 53. 
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Berechnung ist notwendig, um das die Kreisumlage betreffende Haushalts-

jahr bei der Ermittlung näher in den Blick zu nehmen und eine Berechnungs-

grundlage für die Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes zu schaffen. Wie 

bereits in Kapitel 3.1 erläutert, wird der leistbare Kreisumlagehebesatz für 

jede kreisangehörige Gemeinde berechnet, indem das Jahresergebnis 

ohne Kreisumlage mit den Umlagegrundlagen der Gemeinde in ein Verhält-

nis gesetzt wird. Daraus ergibt sich der von den Gemeinden bis zum Haus-

haltsausgleich leistbare Kreisumlagehebesatz. Für die weitere Berechnung 

ist erneut die „Durchschnittsgemeinde“ in den Blick zu nehmen, was dem 

arithmetischen Mittel der leistbaren Kreisumlagehebesätze aller Gemein-

den entspricht. Vor der Bildung des arithmetischen Mittels müssen die leist-

baren Kreisumlagehebesätze bereinigt werden, da insbesondere Gemein-

den mit stark schwankenden Gewerbesteuereinnahmen teilweise starke 

Ausreißer aufweisen. Eine Bereinigung sollte nach einem statistischen Ver-

fahren erfolgen, um den Wert der „Durchschnittsgemeinde“ nicht zu verfäl-

schen. Hierzu eignet sich beispielsweise die Ermittlung dieser Ausreißer mit 

dem statistischen Verfahren „Tukey´s fences“ und eine anschließende Win-

sorisierung. Nach dieser Bereinigung und der anschließenden Berechnung 

des arithmetischen Mittels ergibt sich der leistbare Kreisumlagehebesatz 

der Durchschnittsgemeinde. Dieser stellt dar, welchen Kreisumlagehebe-

satz die „Durchschnittsgemeinde“ leisten kann, um einen ausgeglichenen 

Haushalt zu erreichen. Zur Berechnung des benötigten Kreisumlagehebe-

satzes des Landkreises werden das Jahresergebnis ohne Kreisumlage und 

die Summe der Umlagegrundlagen der Gemeinden analog zur Ermittlung 

des Kreisumlagehebesatzes in Kapitel 3.1 in ein Verhältnis gesetzt. Daraus 

errechnet sich der benötigte Kreisumlagehebesatz des Landkreises, der 

zum Erreichen des Haushaltsausgleichs notwendig ist. 

 

Nun liegen die maßgeblichen Daten für die Ermittlung des Kreisumlagehe-

besatzes vor. Es werden die durchschnittliche Leistungsfähigkeit der Ge-

meinden (LfGem) und des Landkreises (LfLk) und der durchschnittliche, 
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bereinigte leistbare Kreisumlagehebesatz der Gemeinden (KuGem) und der 

benötigte Kreisumlagehebesatz des Landkreises (KuLk) zum Erreichen ei-

nes Haushaltsausgleichs dargestellt. Diese Daten ermöglichen die Ermitt-

lung des Kreisumlagehebesatzes anhand folgender Formel: 

Kreisumlagehebesatz = 
LfLk × KuLk + LfGem × KuGem

LfLk + LfGem

 

Anhand dieser Formel wird sichergestellt, dass der berechnete Kreisumla-

gehebesatz nicht einfach aus dem leistbaren und benötigten Kreisumlage-

hebesatz abgeleitet wird, sondern nach der Leistungsfähigkeit gewichtet 

wird. Dies bedeutet, dass der Kreisumlagehebesatz mehr gewichtet wird, 

bei dem die Leistungsfähigkeit schlechter ist. Eine solche Berechnung 

wurde dabei in der gerichtlichen Rechtsprechung bereits als sachgemäße 

Möglichkeit zur Betrachtung herausgestellt.77 

 

3.2.1.3 Überprüfung auf Abwägungsmängel 

 

Abschließend ist zu überprüfen, ob ein absoluter Abwägungsmangel vor-

liegt. Ein solcher liegt vor, wenn etwa die Hälfte der Gemeinden durch den 

Kreisumlagehebesatz einen unausgeglichenen Haushalt hinnehmen muss, 

während der Landkreis einen ausgeglichenen Haushalt erreicht. Eine Aus-

nahme ist nur zulässig, sofern sachliche Erwägungen vorliegen, die recht-

fertigen, weshalb einem erheblichen Teil der Gemeinden ein unausgegli-

chener Haushalt zugemutet wird, während der Landkreis einen Haushalts-

ausgleich erreicht. Dies wäre beispielsweise bei besonderen Ausnahmesi-

tuationen im Landkreis oder in einzelnen Gemeinden der Fall.78 Bei der For-

mulierung „in etwa der Hälfte“ besteht ein gewisser Spielraum, der eine ge-

naue Eingrenzung erschwert. Es ist jedoch anzunehmen, dass, analog zur 

in Kapitel 3.2.3 behandelten finanziellen Mindestausstattung, ab ¼ der Ge-

meinden ein sachlicher Grund vorliegen sollte, der entsprechend 

 
77 Vgl. OVG LSA, 4 L 31/25, S. 7 Abs. 1; vgl. VG MD, 9 A 149/23 MD, S. 19 Abs. 4. 
78 Vgl. OVG LSA, 4 L 98/21, Rn. 78. 
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offenzulegen ist. Eine reine Überprüfung, ob der Landkreis einen Haushalt-

sausgleich erreicht, ist nicht ausreichend, da auch bei einem unausgegli-

chenen Haushalt des Landkreises ein Verstoß gegen den Grundsatz des 

finanziellen Gleichrangs vorliegen kann. Daher ist prozentual der Defizitan-

teil zu prüfen, also in welchem Umfang die Gesamterträge hinter den Ge-

samtaufwendungen zurückbleiben.79 Der Defizitanteil berechnet sich nach 

folgender Formel: 

Defizitanteil = 
Aufwendungen - Erträge

Aufwendungen
 ×100 

Dabei wird die Durchschnittsgemeinde mit dem Landkreis verglichen, wes-

halb für die Gemeinden das arithmetische Mittel der Werte zu bilden ist. Die 

errechneten Defizitanteile sind anschließend zueinander in ein Verhältnis 

zu setzen. Es gilt dabei, dass ab einer Abweichung von 2 % bei den Defizi-

tanteilen eine entsprechende sachliche Begründung erforderlich ist.80 

 

Bei Einhaltung aller zuvor genannten Anforderungen ist der Grundsatz des 

finanziellen Gleichrangs gewahrt und es ergibt sich ein entsprechender 

Kreisumlagehebesatz. Dieser ist anschließend anhand der beiden folgen-

den Kapitel zu überprüfen, bevor eine vollständige Vereinbarkeit mit den 

Anforderungen aus Art. 28 Abs. 2 GG angenommen werden kann. 

 

3.2.2 Verbot einer Entwertung der gemeindlichen Steuerhoheit 

 

Nachdem ein angemessener Kreisumlagehebesatz unter Berücksichtigung 

des Grundsatzes des finanziellen Gleichrangs ermittelt wurde, ist zu prüfen, 

ob dieser nicht zu einer Entwertung der gemeindlichen Steuerhoheit führt. 

Art. 28 Abs. 2 S. 3 2. HS GG stellt klar, dass zum kommunalen Selbstver-

waltungsrecht aus Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG, welches nach Art. 28 Abs. 2 S. 3 

1. HS GG auch die finanzielle Eigenverantwortung umfasst, eine den 

 
79 Vgl. OVG LSA, Beschluss vom 08.07.2024 – 4 L 256/23, S. 3 Abs. 1. 
80 Vgl. OVG LSA, 4 L 31/25, S. 7 Abs. 3; vgl. OVG LSA, 4 L 256/23, S. 5 Abs. 2; vgl. VG MD, 9 A 149/23 MD, S. 
20 Abs. 4. 
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Gemeinden mit Hebesatzrecht zustehende wirtschaftsbezogene Steuer-

quelle gehört.81 Daraus ist abzuleiten, dass die Gemeinden über eine Ein-

nahmequelle verfügen müssen, welche sie im Rahmen eigener Entschei-

dungen steuern können. Daraus entsteht die Kompetenz der Gemeinden 

zur Entscheidung über eigene Steuern, die Steuerhoheit.82 Die Einnahmen 

aus Steuern stellen dabei die sogenannte Steuerkraft dar.83 Die Kreisum-

lage darf die den Gemeinden vom Grundgesetz gewährte Steuerhoheit 

nicht entwerten. Dies bedeutet, dass die den Gemeinden vom Grundgesetz 

zuerkannte Steuerkraft vom Landkreis nicht vollständig durch die Kreisum-

lage abgeschöpft werden darf.84 In diesem Zusammenhang sind auch wei-

tere Umlagepflichten der Gemeinde, insbesondere die Verbandsgemein-

deumlage und die Gewerbesteuerumlage, zu berücksichtigen, da diese in 

Summe mit der Kreisumlage auch keine vollständige Abschöpfung errei-

chen dürfen.85 Eine vollständige Abschöpfung und eine Entwertung der 

Steuerhoheit lägen bei einer Abschöpfungsquote von 100 % vor. Diese lässt 

sich berechnen, indem die Summe aus der Kreis- und Verbandsgemein-

deumlage durch die Summe aus den gesamten Erträgen des FAG LSA und 

den gesamten Steuereinnahmen abzüglich der Gewerbesteuerumlage divi-

diert wird. Die Gewerbesteuerumlage ist hier vorab abzuziehen, da diese 

bereits eine zu leistende Umlagepflicht der Gemeinde darstellt und die Steu-

ereinnahmen verringert. Im Ergebnis darf sich keine Abschöpfungsquote 

von 100 % ergeben. Gerade aufgrund der teilweise stark schwankenden 

Gewerbesteuereinnahmen bei den Gemeinden gestaltet sich die Einhaltung 

dieses Grundsatzes als schwierig, wenn ausschließlich das Haushaltsjahr 

betrachtet wird. Ursache hierfür sind unter anderem die zeitverzögerten 

Auswirkungen des FAG LSA. Die Steuerkraftmesszahlen, als Umlage-

grundlage für die Kreisumlage, basieren auf den tatsächlichen 

 
81 Vgl. Art. 28 Abs. 2 S. 1, 3 GG. 
82 Vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 222. 
83 Vgl. OVG LSA, 4 L 184/18, Rn. 46. 
84 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 16. 
85 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 87. 
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Steuerzahlen des vorvergangenen Jahres.86 Bei einem Einbruch der Ge-

werbesteuereinnahmen im Haushaltsjahr werden somit noch die höheren 

tatsächlichen Zahlen des vorvergangenen Jahres als Umlagegrundlage für 

die Kreisumlage zugrunde gelegt. Durch die höheren Umlagegrundlagen 

erhöht sich zugleich die absolute Kreisumlage. In dieser Konstellation steigt 

die absolute Kreisumlage, obwohl die Steuereinnahmen im Haushaltsjahr 

sinken. Dadurch kann bei Betrachtung eines Haushaltsjahres sehr schnell 

eine Abschöpfungsquote von 100 % erreicht werden. Um solche Ausreißer 

zu bereinigen, ist es erforderlich, einen längeren Zeitraum zu betrachten. 

Heranzuziehen ist dabei der von der gerichtlichen Rechtsprechung für die 

finanzielle Mindestausstattung anerkannte Betrachtungszeitraum von neun 

Jahren, der in Kapitel 3.2.3 näher erläutert wird. Hierfür sind die zuvor er-

wähnten Daten zur Ermittlung der Abschöpfungsquote für den Betrach-

tungszeitraum zu addieren und anschließend ist dann auf dieser Grundlage 

die Berechnung der Abschöpfungsquote vorzunehmen. Die Betrachtung 

über mehrere Jahre bereinigt dabei Ausreißer und ermöglicht eine belast-

barere Einschätzung der tatsächlichen Abschöpfung, die durch die Umla-

gen verursacht wird. Ob solche Ausnahmen von diesem Grundsatz möglich 

sind oder welche alternativen Betrachtungen bei einem Verstoß im Haus-

haltsjahr vorzunehmen sind, wurde in der Rechtsprechung bislang nicht ab-

schließend geklärt. 

 

3.2.3 Grundsatz der finanziellen Mindestausstattung 

 

Der ermittelte Kreisumlagehebesatz darf zudem nicht zu einer Unterschrei-

tung der finanziellen Mindestausstattung der kreisangehörigen Gemeinden 

führen. Dieser Grundsatz leitet sich aus Art. 28 Abs. 2 S. 3 1. HS GG ab, 

da aus der Garantie der finanziellen Eigenverantwortung beziehungsweise 

der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie auch ein Anspruch auf eine 

 
86 Vgl. § 14 Abs. 2–3 FAG LSA. 
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Mindestausstattung an Finanzmitteln folgt. Bestätigt wird dies zudem durch 

die Landesverfassungsgerichte, die einen solchen Anspruch aus den jewei-

ligen Landesverfassungen ableiten.87 Im Land Sachsen-Anhalt ergibt sich 

dies aus Art. 87 Abs. 1 und 2 Verf ST.88 Die finanzielle Mindestausstattung 

stellt somit eine absolute Grenze für die Erhebung der Kreisumlage dar. Die 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hat die finanzielle Min-

destausstattung konkretisiert. „Die Gemeinden müssen hiernach mindes-

tens über so große Finanzmittel verfügen, dass sie ihre pflichtigen (Fremd- 

wie Selbstverwaltungs-) Aufgaben ohne (nicht nur vorübergehende) Kredit-

aufnahme erfüllen können und darüber hinaus noch über eine „freie Spitze“ 

verfügen, um zusätzlich freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben in einem be-

scheidenen, aber doch merklichen Umfang wahrzunehmen.“89 Fehlen sol-

che Finanzmittel und weisen die Gemeinden Liquiditätskredite oder Fehlbe-

träge auf, liegt eine strukturelle Verletzung der finanziellen Mindestausstat-

tung vor. Eine Verletzung der finanziellen Mindestausstattung ist jedoch nur 

dann gegeben, wenn die strukturelle Verletzung auch dauerhaft besteht. 

Einzelne Jahre oder ein vorübergehender Zeitraum können dagegen bei-

spielsweise durch Liquiditätskredite überbrückt werden.90 Die Dauerhaf-

tigkeit wird dabei aus den Regelungen der KomHVO LSA zum Ausgleich 

von Fehlbeträgen abgeleitet.91 Daraus ergibt sich ein Betrachtungszeitraum 

von neun Jahren, der seinen Schwerpunkt zwar in der Vergangenheit haben 

soll, jedoch auch die Entwicklung in zukünftigen Haushaltsjahren berück-

sichtigen muss. Der Schwerpunkt in der Vergangenheit ergibt sich daraus, 

dass die in die Zukunft prognostizierten Daten weniger belastbar sind als 

vorhandene Ergebnisse. Die Betrachtung zukünftiger Haushaltsjahre kann 

jedoch nicht außer Acht gelassen werden, da sich die finanzielle Lage auch 

 
87 Vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 227. 
88 Vgl. OVG LSA, 4 L 184/18, Rn. 46. 
89 BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 19. 
90 Vgl. BVerwG, 10 C 6.18, Rn. 21; vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 41. 
91 Vgl. § 24 Abs. 1 S. 3 Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes der Gemeinden, 
Landkreise und Verbandsgemeinden im Land Sachsen-Anhalt nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung 
(Kommunalhaushaltsverordnung – KomHVO LSA) vom 16. Dezember 2015 (GVBI. LSA S. 636), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 12. Dezember 2016 (GVBI. LSA S. 380) i. V. m. § 8 Abs. 1 S. 1 KomHVO LSA. 
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verbessern oder verschlechtern kann und diese Entwicklung nur so berück-

sichtigt werden kann.92 Mangels konkreter rechtlicher oder gerichtlicher 

Vorgaben zur Aufteilung dieses Zeitraums ist eine Verteilung nach der Aus-

sagekraft und Belastbarkeit der Daten vorzunehmen. Ausgangspunkt bildet 

das maßgebliche Haushaltsjahr, in dem der Kreisumlagehebesatz festge-

setzt wird, da nur dort die Auswirkungen des Kreisumlagehebesatzes steu-

erbar sind. Die zukünftige Entwicklung lässt sich über den mittelfristigen 

Planungszeitraum des Haushaltsplans abbilden, welcher die drei auf das 

Planjahr folgenden Haushaltsjahre umfasst. Für diese drei Folgejahre lie-

gen aufgrund der von den Gemeinden für jedes Haushaltsjahr aufzustellen-

den Haushaltssatzung, welche den Haushaltsplan enthält, ohnehin relativ 

belastbare Daten vor.93 Um dem geforderten rückwirkenden Schwerpunkt 

des Betrachtungszeitraums gerecht zu werden, ist der verbleibende Be-

trachtungszeitraum von fünf Jahren daher auf die Vergangenheit zu richten. 

Der Betrachtungszeitraum ist auf fünf Jahre vor dem Planjahr, auf das Plan-

jahr und die drei auf das Planjahr folgenden Jahre festzusetzen. Dadurch 

können das maßgebliche Haushaltsjahr, die zukünftige Entwicklung und 

schwerpunktmäßig die vergangene Entwicklung betrachtet werden. Diese 

Aufteilung des Betrachtungszeitraums ist in der bisherigen gerichtlichen 

Rechtsprechung nicht beanstandet worden.94 Liegt im Ergebnis eine struk-

turelle und dauerhafte Unterschreitung der finanziellen Mindestausstattung 

in einer Gemeinde vor, führt dies zur Rechtswidrigkeit des Kreisumlagehe-

besatzes. Der Landkreis kann sich dabei jedoch behelfen, indem er be-

troffene Gemeinden im maßgeblichen Haushaltsjahr finanziell unterstützt, 

um eine strukturelle Verletzung der finanziellen Mindestausstattung im 

Planjahr zu verhindern. Dies kann dabei unter anderem durch eine Stun-

dung i. S. d. § 24 FAG LSA oder durch (Teil-)Erlass der Kreisumlage ge-

schehen. Entscheidend ist, dass in dem Planjahr keine strukturelle 

 
92 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 106; vgl. OVG RP, Urteil 17.07.2020, 10 A 11208/18, Rn. 102. 
93 Vgl. § 100 Abs. 1 S. 1 KVG LSA n. F. 2025; vgl. § 106 KVG LSA n. F. 2025 i. V. m. § 1 Abs. 1 S. 2 KomHVO 
LSA i. V. m. § 8 Abs. 1 S. 1 KomHVO LSA. 
94 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 106–107. 
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Verletzung der finanziellen Mindestausstattung vorliegt.95 Die gerichtliche 

Rechtsprechung stellt jedoch klar, dass solche finanziellen Unterstützungen 

zur Festsetzung eines sonst eigentlich rechtswidrigen Kreisumlagehebesat-

zes nur begrenzt zulässig sind. Ein Kreisumlagehebesatz ist auch dann 

rechtswidrig, wenn ¼ der Gemeinden, unabhängig von der finanziellen Un-

terstützung, in der finanziellen Mindestausstattung mit dem Kreisumlagehe-

besatz verletzt wird. Hintergrund ist, dass der Kreisumlagehebesatz nicht 

durch finanzielle Unterstützungen wieder ausgehebelt werden darf, was an-

genommen wird, wenn ¼ der Gemeinden eigentlich durch den Kreisumla-

gehebesatz in der finanziellen Mindestausstattung verletzt wären.96 

 

Wird die Grenze der finanziellen Mindestausstattung dauerhaft und struktu-

rell unterschritten, liegt ein Eingriff in die verfassungsrechtlich garantierte 

kommunale Selbstverwaltung vor, wodurch der Kreisumlagehebesatz 

rechtswidrig ist. 

 

3.3 Ermittlung nach den landesrechtlichen Regelungen im Land Sachsen-

Anhalt 

 

Die Grundlage für die Ermittlung der Kreisumlage bilden auch hier, wie in 

Kapitel 3.2 bereits dargestellt, die landesrechtlichen Regelungen. Es enthält 

jedoch lediglich der § 99 Abs. 3 KVG LSA Verfahrensvorgaben.97 Auch hier 

ist wie im vorherigen Kapitel zunächst das Bedarfsdeckungsprinzip für die 

Landkreise zu beachten. Der Kreisumlagehebesatz ist bei der Ermittlung 

dadurch begrenzt, dass er nur so hoch festgesetzt werden darf, dass maxi-

mal ein Haushaltsausgleich erreicht wird und kein Überschuss entsteht.98 

Im § 99 Abs. 3 KVG LSA sind mit Wirkung vom 8. Juli 2025 die Sätze 3 bis 6 

eingefügt worden, welche weitere Verfahrensvorgaben enthalten.99 

 
95 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 108; vgl. OVG LSA, 4 L 184/18, Rn. 53. 
96 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 107. 
97 Vgl. § 99 Abs. 3 KVG LSA n. F. 2025 i. V. m. § 19 FAG LSA. 
98 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 1 KVG LSA n. F. 2025; vgl. OVG LSA, 4 L 239/21, Rn. 67–68. 
99 Vgl. 4. ÄndG KVG LSA. 
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Demnach sind vor der Festsetzung der Kreisumlagehebesätze die Finanz-

bedarfe der kreisangehörigen Gemeinden und des Landkreises zu ermitteln 

und gleichrangig mit dem eigenen abzuwägen.100 Weitere Ausführungen 

zur Umsetzung dieser Anforderung sind im Landesrecht nicht gegeben. Al-

lerdings geht aus der Begründung zur Änderung des § 99 Abs. 3 KVG LSA 

hervor, dass die Anforderungen zum finanziellen Gleichrang aus der gelten-

den gerichtlichen Rechtsprechung verwendet werden sollen. Dadurch muss 

auf die Auslegungen dieser zurückgegriffen werden.101 Diese Anforderun-

gen sind demnach, wie in Kapitel 3.2.1 dargestellt, zu prüfen und einzuhal-

ten. Die gerichtliche Rechtsprechung wirkt insoweit komplementär zum Ge-

setz, indem sie unbestimmte gesetzliche Anforderungen weiter konkreti-

siert. Bei der Festsetzung der Kreisumlagehebesätze ist vom Landkreis au-

ßerdem sicherzustellen, dass das Gebot der finanziellen Mindestausstat-

tung eingehalten wird.102 Dabei ist ein Betrachtungszeitraum von neun Jah-

ren in den Blick zu nehmen, der sich, anders als in der gerichtlichen Recht-

sprechung, auf das Haushaltsjahr und acht Vorjahre bezieht.103 In diesem 

Zeitraum darf höchstens ein Viertel der Gemeinden durch die Kreisumlage 

mehr als sieben unausgeglichene Salden aus der laufenden Verwaltungs-

tätigkeit aufweisen und keine der Gemeinden ausschließlich unausgegli-

chene Salden aus laufender Verwaltungstätigkeit aufweisen.104 

 

Sofern die zuvor genannten Anforderungen eingehalten werden ist i. S. d. 

§ 99 Abs. 3 KVG LSA eine rechtssichere Festsetzung der Kreisumlage si-

chergestellt.105 

 
100 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 3 KVG LSA n. F. 2025. 
101 Vgl. Landtag Sachsen-Anhalt: Landtag Drucksache 8/5326, Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Kommunalverfassungsgesetzes, Gesetzentwurf der Fraktionen CDU, SPD und FDP vom 20.03.2025, S. 5 Abs. 
1 i. V. m. S. 6 Abs. 1. 
102 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 4 KVG LSA n. F. 2025. 
103 Vgl. ebd., S. 6. 
104 Vgl. ebd., S. 5. 
105 Vgl. LT-Drs. 8/5326, S. 5 Abs. 1. 
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4 Analyse und Bewertung der Regelungen zur Kreisumlage im Land 

Sachsen-Anhalt 

 

Anhand der zuvor dargestellten Grundlagen der Kreisumlage und der un-

terschiedlichen Verfahren zur Ermittlung des Kreisumlagehebesatzes wird 

nun geprüft, inwieweit die landesrechtlichen Vorgaben den Anforderungen 

der gerichtlichen Rechtsprechung, welche sich aus dem höherrangigen 

Recht des Art. 28 Abs. 2 GG ableiten lassen, entsprechen. Außerdem wird 

überprüft, ob eine rechtssichere Festsetzung der Kreisumlage auf dieser 

Basis möglich ist. 

 

4.1 Vereinbarkeit der landesrechtlichen Regelungen mit der gerichtlichen 

Rechtsprechung zu Art. 28 Abs. 2 GG 

 

Die rechtliche Ausgestaltung zur Ermittlung der Kreisumlage ist zur Wah-

rung der kommunalen Selbstverwaltung von zentraler Bedeutung, da sie 

maßgeblich bestimmt, welche finanziellen Mittel der kreisangehörigen Ge-

meinde für ihre eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung verbleiben. 

Als Prüfungsmaßstab dieser Anforderungen kommt daher Art. 28 

Abs. 2 GG in Betracht. Die landesrechtlichen Regelungen zur Ermittlung 

der Kreisumlage in § 99 Abs. 3 KVG LSA sind folglich daran zu messen, ob 

sie den verfassungsrechtlichen Anforderungen genügen, wie sie von der 

gerichtlichen Rechtsprechung konkretisiert worden sind. Ausgangspunkt 

sind hierbei die vom BVerwG aus Art. 28 Abs. 2 GG abgeleiteten Grunds-

ätze, die bei der Festsetzung der Kreisumlage zu beachten sind. Hierzu 

zählen der Grundsatz des finanziellen Gleichrangs, das Verbot einer Ent-

wertung der gemeindlichen Steuerkraft und der Grundsatz der finanziellen 

Mindestausstattung.106 

 
106 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 14, 16, 18. 
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Die aus dem Grundsatz des finanziellen Gleichrangs abgeleiteten Anforde-

rungen wurden bereits in Kapitel 3.2.1 dargestellt. Wesentlicher Ausgangs-

punkt ist dabei, dass die Finanzbedarfe von Landkreisen und kreisangehö-

rigen Gemeinden grundsätzlich gleichrangig sind.107 Die durch die Kreisum-

lage bewirkte Umverteilung finanzieller Mittel darf daher nicht einseitig und 

rücksichtslos zulasten der Gemeinden geschehen.108 Der Landkreis ist ver-

pflichtet, sowohl seinen eigenen Finanzbedarf als auch den seiner kreisan-

gehörigen Gemeinden zu ermitteln, diese miteinander abzuwägen und in 

geeigneter Form offenzulegen.109 Die landesrechtliche Regelung in § 99 

Abs. 3 KVG LSA greift diesen verfassungsrechtlichen Grundsatz lediglich 

eingeschränkt auf. Zwar wird normiert, dass der Finanzbedarf des Landkrei-

ses und der kreisangehörigen Gemeinden zu ermitteln ist und gleichrangig 

miteinander abzuwägen ist, eine Konkretisierung dieses Erfordernisses 

oder des unbestimmten Rechtsbegriffs „Finanzbedarf“ enthält das Gesetz 

jedoch nicht.110 Aus der Gesetzesbegründung ergibt sich vielmehr, dass er-

gänzend auf die geltende gerichtliche Rechtsprechung zurückgegriffen wer-

den soll.111 Daher bestehen hinsichtlich der Vereinbarkeit des § 99 

Abs. 3 KVG LSA mit Art. 28 Abs. 2 GG im Hinblick auf den Grundsatz des 

finanziellen Gleichrangs keine Bedenken. Dennoch verbleibt insbesondere 

ein erheblicher Ermessensspielraum bei der Ermittlung von Finanzbedarf 

und Leistungsfähigkeit, dessen Umsetzung dem Landkreis überlassen 

bleibt und der erst im Rahmen einer nachträglichen gerichtlichen Kontrolle 

überprüfbar ist. Dies führt zu einer gewissen rechtlichen Unsicherheit bei 

der Ermittlung, Abwägung und Offenlegung der Finanzbedarfe.  

 

Das Verbot der Entwertung der gemeindlichen Steuerhoheit wurde in Kapi-

tel 3.2.2 näher behandelt. Kernaussage dieses Grundsatzes ist, dass die 

Kreisumlage die den Gemeinden vom Grundgesetz gewährte Steuerhoheit 

 
107 Vgl. Mehde in: Dürig et al., 2025, Band 3, Art. 28 Abs. 2 GG, Rn. 322; vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 13. 
108 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 14. 
109 Vgl. ebd. 
110 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 3 KVG LSA n. F. 2025. 
111 Vgl. LT-Drs. 8/5326, S. 5 Abs. 1 i. V. m. S. 6 Abs. 1. 
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nicht entwerten darf.112 Eine Entwertung liegt vor, wenn die Kreisumlage 

zusammen mit anderen Umlagen zu einer vollständigen Abschöpfung der 

Erträge aus den Steuern und dem FAG LSA führt, etwa bei einer Abschöp-

fungsquote von 100 %.113 Dieser Grundsatz findet in § 99 Abs. 3 KVG LSA 

keine ausdrückliche Berücksichtigung, weshalb eine Vereinbarkeit mit den 

Anforderungen aus Art. 28 Abs. 2 GG nicht zu betrachten ist. Daher muss 

zwingend auf die von der gerichtlichen Rechtsprechung aus Art. 28 

Abs. 2 GG entwickelten Anforderungen zurückgegriffen werden. Die Um-

setzung dieser Anforderungen liegt dadurch bei den Landkreisen, was man-

gels verbindlicher gesetzlicher Vorgaben ebenfalls zu rechtlicher Unsicher-

heit bis zu einer gerichtlichen Überprüfung führt. 

 

Der Grundsatz der finanziellen Mindestausstattung wurde in Kapitel 3.2.3 

ausführlich dargestellt. Danach liegt ein Verstoß vor, wenn eine strukturelle 

und dauerhafte Verletzung der finanziellen Mindestausstattung gegeben ist. 

Eine strukturelle Verletzung ist anzunehmen, wenn Gemeinden ihre Pflicht-

aufgaben nur mit einem Fehlbetrag oder Liquiditätskredit erfüllen können 

oder wenn keinerlei Mittel für freiwillige Aufgaben in bescheidenem Umfang 

verbleiben.114 Dauerhaft ist eine solche Verletzung, wenn sie über einen 

Zeitraum von neun Jahren vorliegt. Nach der gerichtlichen Rechtsprechung 

soll der Betrachtungszeitraum zwar seinen Schwerpunkt in der Vergangen-

heit haben, jedoch auch künftige Haushaltsjahre einbeziehen, um die zu-

künftige Entwicklung berücksichtigen zu können.115 Anerkannt ist hierbei 

eine Betrachtung von fünf Vorjahren, dem Planjahr und drei Folgejahren.116 

Betrifft die strukturelle und dauerhafte Verletzung ¼ der Gemeinden, führt 

dies unabhängig von einem Erlass der Kreisumlage zur Rechtswidrigkeit 

des Kreisumlagehebesatzes.117 Auch nach § 99 Abs. 3 KVG LSA ist das 

 
112 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 16. 
113 Vgl. ebd. 
114 Vgl. ebd., Rn. 19. 
115 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 106; vgl. OVG RP, 10 A 11208/18, Rn. 102. 
116 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 106–107. 
117 Vgl. ebd., Rn. 107. 
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Gebot der finanziellen Mindestausstattung einzuhalten.118 Der Betrach-

tungszeitraum umfasst ebenfalls neun Jahre, bezieht sich jedoch aus-

schließlich auf das Haushaltsjahr und die acht Vorjahre.119 Innerhalb dieses 

Zeitraums darf höchstens ¼ der Gemeinden mehr als sieben unausgegli-

chene Salden aus der laufenden Verwaltungstätigkeit aufweisen. Zudem 

darf keine Gemeinde ausschließlich unausgeglichene Salden aus laufender 

Verwaltungstätigkeit verzeichnen.120 

 

Die Abweichung zwischen dem Jahresergebnis im Ergebnisplan nach der 

gerichtlichen Rechtsprechung und dem Saldo aus der laufenden Verwal-

tungstätigkeit nach § 99 Abs. 3 S. 5 KVG LSA im Finanzplan sowie die Ver-

schiebung des Betrachtungszeitraums wird damit begründet, dass zwi-

schen den Plan- und Ist-Daten erhebliche Differenzen bestehen. Daher sind 

die Ist-Daten der Jahresabschlüsse zu verwenden und keine prognostizier-

ten Plandaten. Zum 31.12.2024 waren jedoch noch 47 % der Jahresab-

schlüsse der Kommunen in Sachsen-Anhalt für die Jahre 2013 bis 2023 

nicht geprüft und beschlossen.121 Der Saldo der laufenden Verwaltungstä-

tigkeit liegt hingegen unmittelbar nach Ablauf des Haushaltsjahres vor, da 

er die tatsächlichen Zahlungsströme abbildet und keine umfangreichen Jah-

resabschlussarbeiten erfordert.122 Der Argumentation kann insofern gefolgt 

werden, als Plan- und Ist-Daten aufgrund der vorsichtigen Planung regel-

mäßig voneinander abweichen. Daher sind die Daten der geprüften Jahres-

abschlüsse belastbarer. Ihre Verwendung entspricht zudem dem in der ge-

richtlichen Rechtsprechung geforderten Aktualitätsgebot. Ab dem Haus-

haltsjahr 2025 sollte sich die Anzahl der noch nicht aufgestellten Jahresab-

schlüsse deutlich reduzieren, da für die Genehmigung der Haushaltssat-

zung der Jahresabschluss des Vorvorjahres erforderlich ist.123 Dadurch sind 

 
118 Vgl. § 99 Abs. 3 S. 4 KVG LSA n. F. 2025. 
119 Vgl. ebd., S. 6. 
120 Vgl. ebd., S. 5. 
121 Vgl. LT-Drs. 8/5326, S. 6 Abs. 6 i. V. m. S. 7 Abs. 1–4 i. V. m. S. 9 Abs. 4–5. 
122 Vgl. LT-Drs. 8/5326, S. 9 Abs. 1. 
123 Vgl. § 102 Abs. 3 KVG LSA n. F. 2025. 
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in den vergangenen Jahren zahlreiche bislang ausstehende Jahresab-

schlüsse erstellt worden, die zu einem Abarbeitungsstau führten, der nun 

sukzessive abgebaut wird. Dadurch wird der Anteil nicht geprüfter und nicht 

veröffentlichter Jahresabschlüsse voraussichtlich deutlich zurückgehen. 

Gleichwohl wirft die ausschließliche Betrachtung der Salden aus der laufen-

den Verwaltungstätigkeit die Frage auf, ob diese als alleiniges Kriterium zur 

Beurteilung der finanziellen Mindestausstattung ausreichend ist. Der Fi-

nanzplan und die Finanzrechnung bestehen aus Zwischensalden für die 

laufende Verwaltungs-, Investitions- und Finanzierungstätigkeit, um unter-

scheiden zu können, wofür Finanzmittel geflossen sind. Der Saldo der lau-

fenden Verwaltungstätigkeit erfasst jedoch lediglich den konsumtiven Be-

reich.124 Pflicht- und freiwillige Aufgaben erfordern neben dem konsumtiven 

Bedarf regelmäßig auch investive Maßnahmen, etwa im Bereich von Ge-

bäuden, Straßen oder Schulausstattungen. Diese Investitionen sind Teil der 

Aufgabenerfüllung und damit auch der finanziellen Mindestausstattung zu-

zuordnen.125 Es ist daher nicht anzunehmen, dass investive Bedarfe von 

der finanziellen Mindestausstattung ausgenommen sein sollen. Entgegen 

der Gesetzesbegründung sind Liquiditätskredite und Fehlbeträge, neben 

der eigentlichen Schutzfunktion der Aufgabenerfüllung, eher als Indikator 

für einen absoluten Verstoß zu verstehen und beziehen sich nicht aus-

schließlich auf die Betrachtung der laufenden Verwaltungstätigkeit.126 Zur 

Ermittlung des tatsächlich für die Aufgabenerfüllung erforderlichen Bedarfs 

ist der Finanzplan hingegen nur eingeschränkt geeignet. Während im Fi-

nanzplan das Kassenwirksamkeitsprinzip gilt und ausschließlich zahlungs-

wirksame Vorgänge erfasst werden, folgt der Ergebnisplan dem Verursa-

chungsprinzip und bildet den wirtschaftlichen Ressourcenverbrauch perio-

dengerecht ab. Um nicht nur die reinen Zahlungsströme zu betrachten, die 

insbesondere im investiven Bereich erheblichen Schwankungen 

 
124 Vgl. Hufnagel/Jürgens in: Henneke/Strobl/Diemert: Recht der kommunalen Haushaltswirtschaft, C.H.BECK, 
03.09.2008, § 16, Rn. 8. 
125 Vgl. Diemert in: Henneke et al.,2008, § 3, Rn. 30–31. 
126 Vgl. BVerwG, 8 C 1.12, Rn. 19; vgl. LT-Drs. 8/5326, S. 8 Abs. 2–3. 
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unterliegen, sondern auch den tatsächlichen Werteverzehr, insbesondere 

im Hinblick auf Abschreibungen, darzustellen, ist es erforderlich, auf den 

Ergebnisplan zurückzugreifen.127 Bei Investitionen wird dadurch nicht nur 

die einmalige Zahlung im Anschaffungsjahr berücksichtigt, sondern der Be-

trag wird über die Abschreibungen verteilt nach dem tatsächlichen Werte-

verzehr in den jeweiligen Jahren dargestellt. Auf diese Weise gewährleistet 

das Jahresergebnis im Ergebnisplan, dass bei der Beurteilung der finanzi-

ellen Mindestausstattung auch die tatsächlich in dem Jahr anfallenden Ver-

bräuche angemessen berücksichtigt werden. 

 

Außerdem nimmt der in § 99 Abs. 3 S. 6 KVG LSA vorgesehene Betrach-

tungszeitraum, der auf das Haushaltsjahr und die acht Vorjahre beschränkt 

ist, eine ausschließlich vergangenheitsbezogene Bewertung vor. Die ge-

richtliche Rechtsprechung hat ausdrücklich betont, dass eine zukunftsge-

richtete Betrachtung unerlässlich ist, um künftige Entwicklungen berück-

sichtigen zu können.128 Zwar ist der Rückgriff auf Ist-Daten aufgrund der 

erheblichen Abweichungen zu den Plan-Daten nachvollziehbar, gleichwohl 

reagiert diese Regelung erst, wenn strukturelle Defizite bereits eingetreten 

sind. Zudem betreffen die zur Begründung herangezogenen Abweichungen 

die Jahre 2020 bis 2023, die durch pandemiebedingte Sondereffekte ge-

prägt sind und deren Aussagekraft einschränken. Dies kann auch den ein-

zelnen Jahren entnommen werden, da die anfängliche Abweichung zwi-

schen Plan- und Ist-Daten in 2020 von 40 % in 2023 bereits auf 29 % zu-

rückgegangen ist.129 Zur Gewährleistung einer vorausschauenden Siche-

rung der finanziellen Mindestausstattung sollte zumindest in begrenztem 

Umfang eine Einbeziehung der Plandaten der Folgejahre erfolgen. Diese 

werden im Rahmen der Genehmigung der Haushaltssatzung durch die 

Kommunalaufsichtsbehörde geprüft und dienen dort bereits der Beurteilung 

 
127 Vgl. Schwarting in: Henneke et al.,2008, § 9, Rn. 37–38. 
128 Vgl. OVG LSA, 4 L 30/21, Rn. 106; vgl. OVG RP, 10 A 11208/18, Rn. 102. 
129 Vgl. LT-Drs. 8/5326, S. 9 Abs. 4–5. 
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der Leistungsfähigkeit und der Genehmigungsfähigkeit des Haushalts.130 

Trotz prognostischer Unsicherheiten können sie dabei helfen, absehbare 

Entwicklungen frühzeitig zu erkennen und bei der Festsetzung des 

Kreisumlagehebesatzes eine Einflussnahme darauf zu ermöglichen.131 

 

Zusammenfassend sind die landesrechtlichen Regelungen zur finanziellen 

Mindestausstattung mit den Anforderungen aus Art. 28 Abs. 2 GG nicht ver-

einbar. Weder die ausschließliche Orientierung am Saldo der laufenden 

Verwaltungstätigkeit noch der ausschließlich vergangenheitsbezogene Be-

trachtungszeitraum sind geeignet, die finanzielle Mindestausstattung der 

Gemeinden rechtssicher zu überprüfen. Eine weitergehende Beurteilung 

der im Gesetz festgelegten Grenzwerte zur Anzahl der betroffenen Gemein-

den ist entbehrlich, da diese als Ausfluss des Saldos aus der laufenden 

Verwaltungstätigkeit festgelegt wurden, welcher bereits ungeeignet ist. 

 

4.2 Zusammenfassende Bewertung der landesrechtlichen Regelungen 

 

Die Analyse hat gezeigt, dass die Festsetzung der Kreisumlage im Land 

Sachsen-Anhalt auch weiterhin grundlegend an den von der gerichtlichen 

Rechtsprechung entwickelten verfassungsrechtlichen Anforderungen aus-

zurichten ist. Der Grundsatz des finanziellen Gleichrangs sowie das Verbot 

der Entwertung der gemeindlichen Steuerhoheit sind ausschließlich durch 

die Rechtsprechung konkretisiert worden und finden in der landesrechtli-

chen Regelung keine eigenständige Ausgestaltung. Daher bestehen im 

Hinblick auf diese Grundsätze auch keine Bedenken gegen ihre Vereinbar-

keit mit Art. 28 Abs. 2 GG. Hingegen erweist sich die landesrechtliche Re-

gelung zum Grundsatz der finanziellen Mindestausstattung als nur einge-

schränkt rechtssicher. Die vorgesehene Orientierung am Saldo der 

 
130 Vgl. § 101 Abs. 1 S. 1 KVG LSA n. F. 2025 i. V. m. 102 Abs. 1 KVG LSA n. F. 2025 i. V. m. § 1 Abs. 1 KomHVO 
LSA; vgl. Wohltmann/Hauschild in: Henneke et al.,2008, § 1, Rn. 54–55. 
131 Vgl. Mehde in: Henneke et al.,2008, § 6, Rn. 3–5; vgl. Wohltmann/Hauschild in: Henneke et al.,2008, § 1, 
Rn. 54–55. 
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laufenden Verwaltungstätigkeit erfasst weder investive Belastungen noch 

deren langfristige Auswirkungen, obwohl diese auch für die Aufgabenerfül-

lung erforderlich sind. Zudem bleibt eine vorausschauende Betrachtung, 

wie sie von der Rechtsprechung gefordert wird, unberücksichtigt. Dies führt 

insgesamt zu einer erhöhten rechtlichen Unsicherheit bei der Ermittlung des 

Kreisumlagehebesatzes. Ein Verzicht auf die Kreisumlage ist jedoch, auch 

wenn die Kreisumlage ursprünglich als subsidiäres Deckungsmittel konzi-

piert war, nicht mehr möglich, da sie mittlerweile zur zentralen Einnahme-

quelle der Landkreise geworden ist.132 Die hohen Defizite bei den Jahres-

ergebnissen ohne Kreisumlage, wie sie in Anlage 3, basierend auf den 

Haushaltssatzungen und Haushaltsplänen der Landkreise Sachsen-An-

halts für das Haushaltsjahr 2025, dargestellt sind, verdeutlichen diese Prob-

lematik. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die landesrechtlichen Regelun-

gen zur Kreisumlage im Land Sachsen-Anhalt alleine keine rechtssichere 

Festsetzung der Kreisumlage ermöglichen. Für eine rechtssichere Festset-

zung ist weiterhin ein ergänzender Rückgriff auf die gerichtliche Rechtspre-

chung erforderlich. Der Landkreis ist nach Art. 20 Abs. 3 GG an das gel-

tende Landesrecht gebunden und hat § 99 Abs. 3 KVG LSA anzuwenden. 

Zur Vermeidung einer rechtswidrigen Festsetzung der Kreisumlage ist die 

finanzielle Mindestausstattung ergänzend anhand der gerichtlichen Recht-

sprechung zu prüfen. Um zu verhindern, dass es den Landkreisen künftig 

erneut „die Füße weghaut“, und zugleich Rechtssicherheit sowie eine 

Schließung der Auslegungsspielräume bei der Ermittlung des Kreisumlage-

hebesatzes zu erreichen, erscheint es sinnvoll, kurzfristig einen einheitli-

chen Maßstab vorzugeben. Hierzu könnte ein Leitfaden, wie er in Anlage 4 

als eigene Darstellung gezeigt wird, einen Beitrag leisten. Er müsste den 

Landkreisen in Sachsen-Anhalt vom Ministerium für Inneres und Sport als 

oberste Kommunalaufsichtsbehörde verbindlich als Ermittlungshilfe zur 

Verfügung gestellt werden.133 

 
132 Vgl. Schwarting in: Henneke et al.,2008, § 9, Rn. 4–5. 
133 Vgl. § 144 Abs. 1 S. 3 KVG LSA n. F. 2025. 
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